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Einleitung 

Tarifverträge regeln traditionell insbesondere Lohn Wld Arbeitszeit. Neben 
diese angestammten RegelWlgsmaterien treten jedoch ZWlehmend weitere tarif-
vertragliche BestimmWlgen, die in der öffentlichen BerichterstattWlg nur gerin-
ge BeachtWlg finden. 

Zu den weniger bekannten RegelWlgen gehören die sogenannten qualitativen 
BesetZWlgsregelWlgen. Diese schreiben vor, daß an bestimmten Arbeitsplätzen 
nur Arbeitnehmer mit einer bestimmten AusbildWlg bzw. einem bestimmten 
Qualifikationsniveau beschäftigt werden dürfen! . Qualitative BesetZWlgsrege-
IWlgen sind das Produkt einer durch veränderte tatsächliche Umstände erfolgten 
AusdehnWlg der gewerkschaftlichen Tarifpolitik. Im Zuge der ZWlehmenden 
technischen WandlWlg stellten sich Probleme, die mit den klassischen Rege-
IWlgsmaterien des Tarifvertrages nicht mehr zu lösen waren. Durch die sich 
ausweitende TechnisierWlg von Arbeitsprozessen wurden in erheblichem Um-
fang Facharbeitertätigkeiten überflüssig. Tätigkeiten, die zuvor eine Facharbei-
terausbildWlg erforderten, konnten mit einem Mal auch durch angelernte Hilfs-
kräfte zufriedenstellend ausgeübt werden2 • Die Gewerkschaften reagierten auf 
diese EntwicklWlg, indem sie die traditionelle Tarifpolitik durch ForderWlgen 
ergänzten, die die erlangte Qualifikation von Facharbeitern schützen sollten. 
Resultat der BemühWlgen war die VereinbarWlg qualitativer BesetZWlgsrege-
IWlgen in den Manteltarifverträgen insbesondere der Druckindustrie. Die Ge-
werkschaften erreichten so, daß bestimmte Arbeitsplätze Facharbeitern vorbe-
halten Wld damit gleichzeitig alle anderen Arbeitnehmer von diesen Positionen 
abgesperrt werden. 

Diese Arbeit soll zum einen die möglichen weiteren ZielsetZWlgen qualitati-
ver BesetZWlgsregelWlgen aufzeigen. Vor allem aber ist es Aufgabe der Arbeit, 
die rechtliche Zulässigkeit qualitativer BesetZWlgsregelWlgen getrennt nach ih-
ren ZielsetZWlgen umfassend zu untersuchen. Dabei sollen zum einen die Gren-
zen der Tarifautonomie ermittelt Wld die gefundenen Ergebnisse fiir die Recht-
mäßigkeit der BesetZWlgsregelWlgen fruchtbar gemacht werden. Daneben kon-

I Zachert in KempeniZachert, TVG, § 1 Rdnr. 239; BerglWendeling-Schröderl 
Wolter, RdA 1980, S. 301. 

2 Zachert, Tarifvertrag, S. 133. 
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zentriert sich die UntersuchWlg auf die Überprüfung der VerfassWlgsmäßigkeit 
der Rege1Wlgen im Hinblick auf die Gnmdrechte der den Normen des Tarifver-
trages Wlterworfenen Arbeitnehmer Wld Arbeitgeber. 



1. Teil 

Begriff und Zielsetzungen der 
qualitativen Besetzungsregelungen 

A. Der Begriff der qualitativen Besetzungsregelungen 

Seit Ende der siebziger Jahren werden in Tarifverträgen vennehrt Regelun-
gen vereinbart, wonach an bestimmten Arbeitsplätzen nur Arbeitneluner mit ei-
ner bestimmten Qualifikation bzw. einem bestimmten Ausbildungsniveau tätig 
sein dürfen. Diese Regelungen werden allgemein als qualitative Besetzungsre-
gelungen bezeichnet. 

Größere Beachtung in der arbeitsrechtlichen Literatur haben qualitative Be-
setzungsregelungen erstmals durch den Abschluß des Tarifvertrages über Ein-
führung und Anwendung rechnergesteuerter Textsysteme vom 20. März 1978 
(RTS-TY) gefimden 1 • Qualitative Besetzungsregelungen enthielten dabei die 
§§ 2 und 3 des RTS-Ty2 • Danach waren an rechnergesteuerten Textsystemen 
für Gestaltungs- und Korrekturaufgaben ausschließlich und für die Texterfas-
sung vorrangig Fachkräfte der Druckindustrie zu beschäftigen. 

Der Zweck dieser Regelungen erschließt sich erst, wenn man die technologi-
schen Umwälzungen Ende der siebziger Jahre im Druckgewerbe der Bundesre-
publik Deutschland berücksichtigt: Als bahnbrechende Neuerung wurde damals 
die Lichtsatztechnik im Druckgewerbe eingefiihrt. Durch den Einsatz der neuen 
Technologie in der Texterfassung und Satzherstellung wurde das bis dahin an-
gewandte Produktionsverfahren des Maschinensatzes vollständig eliminiert3 • 

Die Facharbeitertätigkeit des Maschinensetzers wurde abgelöst durch die Arbeit 
am Terminal eines rechnergestützten Textsystems, die auch von angelernten 

1 Vgl. u.a. Reuter, ZfA 1978, S. 1 ff.; ders., Anmerkung zu BAG AP Nr. 1 zu § 1 
TVG Tarifverträge: Druckindustrie; Koller, ZfA 1978,45 ff.; Bulla DB 1980, S. 103 ff. 
und 158 ff.; Blomeyer, ZfA 1980, S. 1 ff.; BerglWendeling-SchröderlWolter, RdA 1980, 
S. 299 ff.; Gerlach, WSI-Mitteilungen 1979, S. 221 ff.; BahllWendeling-Schröder, 
WSI-Mitteilungen 1981, S. 421 f.; Wiedemann, Festschrift BAG, S. 651 ff.; Beck, AuR 
1981, S. 333 ff. und S. 367 ff. 

2 Abgedruckt im Anhang unter I. 
3 Hindrichs/Mäulen/Scharj, Neue Technologien, S. 63. 
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